





Ein „Palladium der teutschen Freyheit“
Die Spruchtätigkeit der Gießener Juristenfakultät 
im System der Aktenversendung des Alten Reichs*
nur Rückschlüsse auf das bei der Gießener Ju-
ristenfakultät und ihren Konsulenten bei der 
Aktenversendung gebräuchliche Prozedere so-
wie auf das zur Anwendung gelangte Recht 
zulässt, sondern auch auf die keineswegs un-
bedeutende Position der Fakultät als Akteur im 
System der Aktenversendung des Alten 
Reichs.
I.  Normative Grundlagen und Funktion 
der Aktenversendung im Alten Reich 
und in Hessen-Darmstadt
Allerdings stellt sich zunächst die Frage nach 
den normativen Grundlagen einer quantitativ 
so umfangreichen Arbeit und damit zugleich 
nach der Legitimation des Anspruchs der Gie-
ßener Juristen, streitentscheidend selbst in au-
ßerhalb ihres Heimatterritoriums geführte 
Rechtsstreitigkeiten eingreifen zu können. Po-
sitivrechtlich lagen der Aktenversendung von 
den Gerichten des Heiligen Römischen Reichs 
an die Universitäten mehrere Artikel der Pein-
lichen Halsgerichtsordnung Karls V. von 1532 
(CCC) zugrunde. Als mögliche Ratgeber in 
Strafprozessen werden dort in Art. 219 die 
„nechsten hoehen Schulen, … oder andern 
Rechtsverstendigen“ erwähnt. Schon vor dieser 
ersten gesetzlichen Fixierung dürfte die Versen-
dung von Gerichtsakten an universitäre Ur-
teilergremien aber bereits einem allgemein ak-
zeptierten gemeinrechtlichen Verfahrensmo-
dell entsprochen haben.3 Unter den zeitgenös-
sischen Rechtsgelehrten war dabei die Ansicht 
vorherrschend, dass das Privileg, gutachterliche 
Auskünfte zu erteilen, im „ius respondendi“ 
des römischen Rechts seine Fundierung finde.4 
*Thomas Kischkel erhielt am 21. November 2014 eine 
Auszeichnung für Arbeiten zur Geschichte der Justus-
Liebig-Universität Gießen. Sie wurde ihm für seine her-
ausragende Promotionsschrift zum Thema „Die Spruch-
tätigkeit der Gießener Juristenfakultät. Grundlagen – 
Verlauf – Inhalt“ verliehen.
Zu den Aufgabengebieten der Juristenfakul-
täten des deutschen Sprachraums zählten vom 
Beginn der frühen Neuzeit bis zum Ende des 
19. Jahrhunderts nicht nur Theorie und Praxis 
der Rechtswissenschaft, in heutiger Terminolo-
gie also Forschung und Lehre, sondern auch 
die praktische juristische Tätigkeit der Rechts-
lehrer. Dabei ging es um ihre mit hohem Zeit-
aufwand verbundene Teilnahme an der Gut-
achter- und Urteilserstellung der Fakultät, der 
sog. Spruchtätigkeit. Interessierten Privatleu-
ten, darunter vor allem den Parteien gericht-
licher Verfahren, aber auch den erkennenden 
Gerichten und anderen Institutionen des früh-
neuzeitlichen Staates stand unter bestimmten 
Voraussetzungen die Möglichkeit offen, von 
den an den Universitäten lehrenden Rechtswis-
senschaftlern entweder eine unverbindliche 
gutachterliche Würdigung eines rechtlichen 
Sachverhalts (Consilium, Responsum juris) oder, 
wenn ein Verfahren vor Gericht in ein entschei-
dungsreifes Stadium gelangt war, im Wege der 
sog. Aktenversendung ein Interlokut oder Pro-
zessurteil (Urthel, Decisio) erstellen zu lassen.2 
Ein bedeutender Teil der Entwürfe der von den 
Angehörigen der Gießener Spruchfakultät ver-
fassten und später an die Konsulenten ver-
schickten Fakultätssprüche ist bis heute erhal-
ten. Im Archiv der Gießener Universität werden 
über 15.000 Spruchkonzepte aufbewahrt, de-
ren formelle und inhaltliche Auswertung nicht 
„Dann … einem jeden, er seye Christ oder Jude, Heyd oder Türcke, gleiches Recht wiederfah-
ren soll.“ (Aus einem Gutachten der Gießener Juristenfakultät vom 28. März 1707)1
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Im Zuge der Rezeption des 
 römischen Rechts erfuhr dieses 
„Recht zu erwidern“ vor allem 
im mitteleuropäischen Raum 
 eine Renaissance. Angerufen 
wurden jetzt die geistlichen, spä-
ter die weltlichen Rechtsge-
lehrten an den Universitäten, 
wobei Kollegialgutachten die-
jenigen selbständig arbeitender 
Gelehrter zunehmend ver-
drängten.5 Jedenfalls war allge-
mein anerkannt, dass die Juris-
tenfakultäten einer mit einem 
kaiserlichen Gründungsprivileg 
versehenen Volluniversität wie 
der Gießener Ludoviciana be-
rechtigt waren, für die ersuchen-
den Gerichte verbindliche Ent-
scheidungen zu treffen.6
Während in Hessen mit der 
„nächsten hohen Schule“ zu-
nächst die früher für das ganze 
Territorium zuständige Landes-
universität in Marburg gemeint 
war, sollten die Prozessakten 
später – jedenfalls außerhalb des 
Strafverfahrens – fast ausschließ-
lich an außerhalb der Landgraf-
schaft gelegene Juristenfakul-
täten versandt werden, um eine 
größtmögliche Objektivität und 
Unparteilichkeit der Urteiler zu 
gewährleisten. Zugleich wurde 
den Juristenfakultäten ange-
sichts der strukturellen Defizite 
der damaligen Justizorganisati-
on zunehmend die Funktion ei-
ner Revisionsinstanz für die terri-
torialen Untergerichte zugewie-
sen. Obwohl der Erneuerungs-
bedarf evident war, konnte in 
Hessen-Darmstadt erst Landgraf 
Ernst Ludwig zu Beginn des 18. 
Jahrhunderts im Kontext einer 
alle Rechtsbereiche umfas-
senden Gesetzesreform mehrere 
Prozess- und Verfahrensord-
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auch die Aktenversendung an die Juristenfa-
kultäten eine ausführliche Regelung fand. Da-
bei entspricht vor allem das für alle Gerichte 
verbindliche vorbildliche Kanzleireglement von 
17247 in seinen die Aktenversendung betref-
fenden Passagen weitgehend dem zeitgenös-
sischen Standard. Außergewöhnlich ist darin 
allerdings eine von der eigentlichen Verfahrens-
regelung völlig unabhängige Norm:
„Wann Beschwerungen gegen Unser Fürstl. 
Consistorium, Renth-Cammer, Kriegs-Rath, 
Steuer-Deputation und Ober-Forst-Ämter 
vorkämmen, … soll die Sache ad Proces-
sum zu Unser Fürstl. Regierung verwiesen 
werden, … Die Acten aber sollen sodann 
auf der Partheyen Verlangen ad impartiales 
verschickt, und dabey wie in allen andern 
Proceß-Sachen ... verfahren werden.“8
Damit war – wohl unbeabsichtigt – die Rechts-
grundlage für eine Kontrolle nahezu des ge-
samten Verwaltungshandelns Hessen-Darm-
stadts durch unabhängige Gerichte geschaffen 
worden, denn die auf Antrag der Parteien zu 
konsultierenden auswärtigen Spruchkollegien, 
die impartiales, waren dem landesherrlichen 
Einfluss ja entzogen. Dass die Aktenversen-
dung dadurch ein veritables Hindernis auf dem 
Weg zum absolutistischen Staat darstellte, er-
kannten bald sowohl die Landstände als Profi-
teure dieser Regelung als auch der Monarch 
selber. Daher wurde die Aktentransmission an 
auswärtige Fakultäten nach einer ersten ge-
setzlichen Restriktion im Jahre 1742 in einer 
1777 erlassenen weiteren Prozessordnung ge-
gen heftige landständische Proteste vom höchs-
ten landgräflichen Gericht nur noch in Ausnah-
mefällen zugelassen. Zu Beginn des 19. Jahr-
hunderts schließlich nutzte Großherzog Lude-
wig I. den Beitritt Hessen-Darmstadts zum 
Rheinbund wegen des damit verbundenen 
Wegfalls einer reichsgerichtlichen Kontrolle 
ebenso zur Aufhebung der Stände wie zu 
einem endgültigen Verbot der Aktentransmissi-
on. Im Hinblick auf eine ähnliche Entwicklung 
in anderen Territorien liegt der Schluss nahe, 
Umfang und Zeitpunkt der Einschränkung der 
Aktenversendung – bereits frühzeitig in Bay-
ern, Hessen-Kassel und Preußen – als validen 
Indikator für den Grad der Durchsetzung des 
Absolutismus in einem Territorium anzusehen. 
Ihrer Bedeutung jedenfalls waren sich bereits 
die Zeitgenossen bewusst, von denen Gönner 
die transmissio actorum noch in der Zeit ihres 
Niedergangs 1801 prägnant als „Palladium der 
teutschen Freiheit“ pries.9
II.  Die Spruchtätigkeit 
der Gießener Juristenfakultät 
nach ihrem äußeren Verlauf
Mit der Gesetzgebung zur Aktentransmission 
auf der einen korrespondiert die Regelung der 
universitären Spruchtätigkeit auf der anderen 
Seite. In Hessen wurde die Gutachter- und Ur-
teilstätigkeit der juristischen Fakultäten nach 
dem Erlass einer der CCC nachgebildeten pein-
lichen Halsgerichtsordnung bis zu den nur uni-
versitätsintern geltenden reformierten Statuten 
der Marburger Universität von 1564 und den 
Leges Facultatis Juridicae von 1570 keiner wei-
teren normativen Regelung zugeführt.10 Erst 
mit der Gründung der Gießener Universität in 
der neu geschaffenen Landgrafschaft Hessen-
Darmstadt und der Aufnahme der Spruchtätig-
keit durch ihre juristische Fakultät trat eine Än-
derung ein.
Dass die zunächst nur aus den beiden Rechts-
gelehrten Gottfried Antonii und Johann Kitzel 
bestehende Juristenfakultät des 1605 als Vor-
läufer der Universität feierlich eröffneten Gie-
ßener Gymnasiums schon in diesem Jahr die 
Spruchtätigkeit aufgenommen haben könnte, 
ist kaum anzunehmen, denn die Legitimation 
zur Bearbeitung von Spruchakten wurde erst 
mit dem vom 9./19. Mai 1607 datierenden kai-
serlichen Universitätsprivileg erlangt.11 Gleich-
wohl hatte die Spruchtätigkeit bereits Anfang 
Januar 1608 solche Ausmaße angenommen, 
dass sich in diesem Monat nicht nur ein reiten-
der Bote aus Mecklenburg zur Vorbereitung 
möglicher Konsultationen aus seiner Heimat 
nach der personellen Besetzung der Juristenfa-
kultät erkundigte,12 sondern dass die an der 
Sprucharbeit beteiligten Rechtsgelehrten dar-
aus bereits erhebliche Einnahmen erzielten.13 
Mangels eigener normativer Regelung wurde 
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das in Marburg bei der Bearbeitung übersand-
ter Akten übliche Verfahren wahrscheinlich 
ohne weitere Modifikationen von der neuge-
gründeten Gießener Ludoviciana übernom-
men. Dafür spricht auch, dass Antonii, der als 
einziger der inzwischen drei Rechtsprofessoren 
bereits Erfahrung mit der Abfassung von 
Spruchsachen hatte,14 vor dem Wechsel nach 
Gießen nur die Marburger Verhältnisse ken-
nengelernt hatte und seinen Kollegen vermit-
teln konnte.
Im Kontext der zeitweisen Verlegung der Gie-
ßener Universität nach Marburg wurden 
schließlich 1629 die 113 Titel umfassenden 
neuen Statuten ausgearbei-
tet, von denen Tit. XXXVII 
konkret „De facultatis iuri-
dicae responsis“ handelt.15 
Erstmals fanden hier die bei 
Ausübung der Spruchtätig-
keit zu beachtende Organi-
sation des Kollegiums und 
das anzuwendende Verfah-
ren eine ausführliche und 
praxisgerechte Regelung. 
Die Statuten blieben daher 
auch nach der Rückverle-
gung der Universität nach 
Gießen im Jahr 1650 mit 
geringfügigen Modifikati-
onen bis zum Ende des 19. 
Jahrhunderts fast unverän-
dert in Kraft.16 
Das danach in Gießen bei 
der Sprucharbeit zu beob-
achtende Verfahren war in 
seinen wesentlichen Zügen 
mit dem an anderen Fakul-
täten des Alten Reichs mit 
der sog. Dekanatsverfas-
sung gebräuchlichen Proze-
dere vergleichbar: Vor ihrer 
Übersendung nach Gießen 
wurden die Akten von den 
Konsulenten bei Gericht in 
einem eigenen Inrotulati-
onstermin auf ihre Vollstän-
digkeit geprüft und zum 
Versand per Boten oder per 
Post fertig gemacht.17 Die Aktenbearbeitung 
bei der Fakultät setzte damit ein, dass der 
 Dekan die eingegangenen Aktenstücke durch-
sah, ihren Eingang protokollierte und anschlie-
ßend zur Bearbeitung unter die übrigen Mit-
glieder der Spruchfakultät verteilte. Außer 
dem eigentlichen Bearbeiter, dem referens, 
hatten auch alle anderen Angehörigen der 
Spruchfakultät die Schriftstücke zumindest zu 
lesen. Der von dem Referenten ausgearbeitete 
Entscheidungsvorschlag sollte dann mit den 
Anmerkungen der Kollegen an den Dekan 
 zurück gesandt und von diesem ebenfalls 
durchgesehen und ggf. redigiert werden. Im 
Abb. 2: Justus Sinold, gen. Schütz (1592–1657), von 1626–1657 Mitglied der 
Gießener Spruchfakultät. (Quelle: UA GI, HR A 286 b)
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Anschluss daran wurde 
der Fall in einer Fakultäts-
sitzung besprochen und 
mit einfacher Mehrheit 
 abschließend beschieden. 
Der ausgefertigte Spruch 
wurde mit dem Fakultäts-
siegel versehen, das Ent-
gelt für die erbrachte Leis-
tung festgesetzt und die 
Entscheidung samt Akten 
wieder an den Absender 
zurückgeschickt. Die an-
hand der Quellen erkenn-
bare große praktische Re-
levanz von Gebührenfest-
setzung und -verteilung 
findet ihre Erklärung darin, 
dass die sog. Accidentien 
und Sporteln einen we-
sentlichen Bestandteil der 
Einkünfte der Fakultätsan-
gehörigen bildeten und 
vor allem im 18. Jahrhun-
dert sogar die Besoldung 
der ordentlichen Profes-
soren überstiegen. So be-
zeichnete Estor 1735 „die 
Acten“ als „den besten 
Teil“ seiner Einkünfte.18
Auch scheint der jeweilige 
Dekan das ihm bei der Ge-
bührenfestsetzung einge-
räumte Ermessen mehrfach 
missbraucht zu haben, Kla-
gen der Konsulenten über überhöhte Spruch-
kosten finden sich in den Quellen jedenfalls 
häufig.19 Nicht zuletzt spielte die Höhe der aus 
der Aktenbearbeitung zu erzielenden Einnah-
men auch bei den Berufungsverhandlungen 
mit auswärtigen Professoren eine wesentliche 
Rolle.20
Über den finanziellen Aspekt hinaus gaben die 
Bedürfnisse der Spruchfakultät mehrfach An-
lass zur Neubesetzung vakanter Stellen und 
stellten durchgängig ein wesentliches, in Ein-
zelfällen sogar das entscheidende Kriterium bei 
der Auswahl geeigneter Kandidaten für ein Or-
dinariat dar.21 Zudem wirkten sich die Belange 
der Sprucharbeit auch auf die Lehr- und Publi-
kationstätigkeit der Fakultätsangehörigen aus. 
Von einem faktischen, wenn auch nicht unbe-
dingt den Statuten oder den landesherrlichen 
Anweisungen entsprechenden Primat der prak-
tischen Arbeit ist auszugehen. Ohne hier ex-
akte Aussagen treffen zu können, lässt sich 
festhalten, dass zumindest die Quantität der 
Lehre unter der Spruchtätigkeit dauerhaft und 
nicht unerheblich zu leiden hatte. Ein Einfluss 
der Spruchtätigkeit auf Inhalt und Gestaltung 
der Vorlesungen sowie die Publikationen ein-
zelner Fakultätsmitglieder ist auch für Gießen 
nachweisbar.
Abb. 3: Johann Georg Estor (1699–1773), von 1727–1735 Mitglied der Gießener 
Spruchfakultät. (Quelle: UA GI, HR A 271)
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III.  Der geographische Einzugsbereich 
der Gießener Spruchfakultät 
und quantitative Aspekte 
des Spruchaufkommens
Während der äußere Verlauf und die Bedeu-
tung der Spruchtätigkeit für die Gießener Juris-
tenfakultät bis auf die oben geschilderten Be-
sonderheiten im Großen und Ganzen mit der 
Situation an den meisten anderen juristischen 
Fakultäten des deutschen Sprachraums ver-
gleichbar waren, gingen der geographische 
Einzugsbereich der Fakultät und der Umfang 
des Spruchaufkommens über das für eine nach 
Größe und wissenschaftlichem Ruf meist zweit-
rangige Juristenfakultät zu erwartende Maß 
weit hinaus. Während ersterer mit Ausnahme 
Bayerns und der daran angrenzenden Hochstif-
te bis zum Wirksamwerden der jeweiligen ter-
ritorialen Aktenversendungsverbote nahezu 
das gesamte Gebiet des Alten Reichs umfasste, 
nimmt die Zahl der Konsultationen der Spruch-
fakultät der Gießener Ludoviciana einen vorde-
ren Rang innerhalb der deutschen Universitäts-
landschaft ein. Geographisch erstreckte sich 
der Einzugsbereich der hessen-darmstädtischen 
Juristenfakultät von Emden im Nordwesten 
über Stargard im Nordosten und Wien im Süd-
osten bis nach Basel im Südwesten. Einen deut-
lichen Schwerpunkt bei der Herkunft der An-
fragen bilden dabei mit fast 12 % des gesamt-
en untersuchten Spruchaufkommens trotz des 
bereits 1746 erlassenen  Verbots der transmis-
sio actorum Brandenburg-Preußen und die un-
ter preußischer Herrschaft stehenden Territori-
en Westdeutschlands. Einen Anteil von über 
11 % des Gesamtaufkommens, allerdings bei 
erheblich größerer zeitlicher Erstreckung, neh-
men die vom Beginn des 17. Jahrhunderts bis 
zum Beginn des 19. Jahrhunderts in Gießen 
eingehenden Anfragen aus dem Kurfürsten-
tum Braunschweig-Lüneburg bzw. Hannover 
(einschließlich des 1705 mit Kurhannover verei-
nigten Fürstentums Lüneburg) und dem Her-
zogtum Braunschweig-Wolfenbüttel ein. Wird 
das Fürstbistum Osnabrück mit seiner alternie-
rend von dem lutherischen Haus Braunschweig-
Lüneburg und dem katholischen Osnabrücker 
Domkapitel gestellten episkopalen Regierung 
hinzugerechnet, erhöht sich das Braunschwei-
gische Kontingent sogar auf knapp 14 %.
Bedeutend war auch die Zahl der Anfragen aus 
den freien Reichsstädten, die ein Zehntel der 
untersuchten Gießener Akten ausmachen. Zu 
nennen sind hier – in alphabetischer Reihen-
folge – als wichtigste Konsulenten die freien 
Reichsstädte Aachen, Bremen, Dortmund, 
Frankfurt am Main, Goslar, Hamburg, Lübeck, 
Mühlhausen, Schweinfurt, Speyer, Wetzlar und 
Worms. Zum Einzugsgebiet der Ludoviciana 
zählten ferner die nassauischen Fürstentümer 
mit insgesamt knapp 7 Prozent des Gesamtauf-
kommens sowie die in unmittelbarer Nachbar-
schaft zu der Universitätsstadt liegenden Solm-
ser Territorien. In die Landgrafschaft Hessen-
Darmstadt schließlich mit den Städten Darm-
stadt und Gießen gingen während des gesam-
ten Untersuchungszeitraums dagegen nur gut 
100 von knapp 6.500 auf ihren Bestimmungs-
ort hin untersuchten Fakultätssprüchen.
Insgesamt präsentiert sich der geographische 
Einzugsbereich der Gießener Spruchfakultät als 
überraschend groß. Nur noch die Spruchkörper 
der Juristenfakultäten in Marburg und Halle 
und später der Georgiana in Göttingen hatten 
eine vergleichbare Bedeutung. Einen noch grö-
ßeren räumlichen Wirkungskreis als die hessen-
darmstädtische Landesuniversität dürften zwar 
die Fakultäten bzw. Schöppenstühle in Leipzig 
und Wittenberg gehabt haben;22 diese ent-
ziehen sich aufgrund ihrer Integration in den 
territorialen Instanzenzug allerdings dem Ver-
gleich mit anderen universitären Spruchkol-
legien.
Eine ähnliche Beobachtung lässt sich auch hin-
sichtlich der ebenfalls bemerkenswerten Quan-
tität des Gießener Spruchaufkommens treffen. 
Zwar bleibt die genaue Zahl der im 17. Jahr-
hundert erstellten Sprüche weitgehend im Un-
gewissen, da im Universitätsarchiv vor allem 
wegen des Umzugs nach Marburg und der na-
hezu vollständigen Verluste infolge der Wirren 
des Dreißigjährigen Krieges nur noch wenige 
Akten aus der Zeit bis 1690 existieren.23 Erste 
Rückschlüsse auf den tatsächlichen Umfang 
der Gießener Aktenarbeit lassen jedoch die 
1729 von Johann Jeremias Hert edierten Re-
sponsen und Urteile seines berühmten Vaters 
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Johann Nicolaus Hert zu. Bei einer Gesamtzahl 
von 1019 in der Sammlung veröffentlichten Ur-
teilskonzepten würden auf Hert alleine jährlich 
ca. 50 Urteilsentwürfe entfallen, auf die ge-
samte Fakultät also über 200 pro Jahr, zu de-
nen noch die Gutachtenaufträge hinzuzurech-
nen sind. Damit korrespondiert zum einen die 
Meldung der nach Herts Tod verbliebenen Fa-
kultätsmitglieder in einem Brief an den Land-
grafen vom 24. März 1713, sie hätten in dem 
Zeitraum zwischen Herts Ableben (am 19. Sep-
tember 1710) und dem Datum des Schreibens, 
also in knapp zweieinhalb Jahren, über 600 
 Sachen bearbeitet.24 Zum anderen entspricht 
dieser Angabe auch die Zahl der aus dem Jahr 
1712 im Gießener Universitätsarchiv noch vor-
handenen 28625 und der aus dem Jahr 1715 
überlieferten 231 Spruchkonzepte.26
Nach Herts Tod sank die Zahl der von der Fakul-
tät bearbeiteten Spruchakten, soweit die Ent-
wicklung anhand der im Universitätsarchiv nur 
unvollständig erhaltenen Konzepte nachvoll-
ziehbar ist, zunächst ab, um sich bis Ende des 
18. Jahrhunderts bei einem Jahresmittel von 
 etwa 100 bis 200 Sachen zu stabilisieren. Einen 
gravierenden Einbruch erlitt  das Spruchaufkom-
men erst als Konsequenz der Napoleonischen 
Kriege und der daraus mittelbar resultierenden 
politischen und territorialen Veränderungen. 
Denn die Spruchfakultät verlor 1806 mit dem 
Reichsdeputationshauptschluss und der damit 
verbundenen Auflösung und Mediatisierung 
fast aller geistlichen und der meisten kleineren 
Reichsstände viele ihrer in der nächsten Nach-
barschaft gelegenen Konsulenten. Auch nach 
dem Sieg über Napoleon konnten die alten Ein-
gangszahlen nicht mehr erreicht werden. Aus-
weislich des Dekanatsbuchs wurden allerdings 
noch bis in die siebziger Jahre des 19. Jahrhun-
derts hinein regelmäßig Akten zum Spruch 
Rechtens an die Gießener Juristenfakultät über-
sandt.27 Tatsächlich endete die Spruchtätigkeit 
Abb. 4: Norddeutschland in den Grenzen von 1789. Legende: In die grau unterlegten Territorien wurden während 
des Untersuchungszeitraums bis zu 50 Gießener Sprüche versandt, mindestens aber einer, in die braun unterlegten 
51 und mehr. Die Fünfecke stehen für folgende Reichsstädte: I = Lübeck, II = Hamburg, III = Bremen, IV = Goslar, V = 
Dortmund. Die Großbuchstaben kennzeichnen folgende Territorien: A = Schwedisch-Vorpommern, B = Gft. Lingen/
Gft. Tecklenburg (preuß.), C = Bsm. Osnabrück, D = Fsm. Minden/Gft. Ravensberg (preuß.), E = Hzm. Braunschweig, 
F = Bsm. Hildesheim, G = Hzm. Kleve/Hzm. Geldern (preuß.).
(Quelle: eig. Darstellung; Grundlage „Deutsches Reich vor 1789“ [Public domain], via geschichtsheftsmz.wordpress.com)
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in Gießen wohl erst mit einem ausdrücklichen 
Fakultätsbeschluss des Jahres 1883, eine aus 
Mainz übersandte Akte nicht mehr zu bearbei-
ten.28
Eine Verortung des Umfangs des Spruch-
aufkommens der Gießener Juristenfakultät im 
Vergleich zu dem anderer deutschen Spruch-
fakultäten ist im Hinblick auf die defizitäre Ar-
chivierung und Registrierung der Gießener 
Spruchkonzepte bei einer häufig noch fehlen-
den Auswertung der Archivbestände anderer 
Universitäten nur mit Vorbehalt möglich. Wer-
den dabei die Juristenfakultäten bzw. Schöp-
penstühle zu Jena, Halle, Wittenberg und Leip-
zig als Einrichtungen sui generis außer Acht ge-
lassen, würde die Ludoviciana bei der Quantität 
ihres Spruchaufkommens, etwa gleichauf mit 
den Marburger und Tübinger, jedoch hinter 
den Helmstedter und Göttinger Fakultäten 
(und im 19. Jahrhundert hinter der Neugrün-
dung in Berlin) unter den deutschen Spruchfa-
kultäten immer noch einen bedeutenden Rang 
einnehmen. Im Ergebnis kann daher mit der 
angesichts der insgesamt immer noch unbe-
friedigenden Forschungslage gebotenen Zu-
rückhaltung Modéer beigepflichtet werden, 
der im Zusammenhang mit den Adressaten der 
Aktenversendung aus Stralsund davon spricht, 
dass Gießen zu den „größeren Fakultäten“ in 
Deutschland zählte.29
Dies steht ebenso wie die Größe des geogra-
phischen Einzugsbereichs der Spruchfakultät in 
augenscheinlichem Widerspruch zu dem meist 
bescheidenen akademischen Rang der Gieße-
ner Universität allgemein und der juristischen 
Fakultät insbesondere. Eine maßgebliche Rele-
vanz für das verhältnismäßig hohe Spruchauf-
kommen in Gießen dürfte einerseits der zentra-
len geographischen Lage der Stadt im Alten 
Reich und der daraus resultierenden guten pos-
talischen Erreichbarkeit für potentielle Konsu-
lenten zukommen, andererseits der engen 
räumlichen Nachbarschaft zu vielen kleineren 
und kleinsten Territorien und Reichsständen 
mit einem schlecht ausgebildeten Justizsystem, 
die auf die Inanspruchnahme der Arbeit einer 
Juristenfakultät zur Aufrechterhaltung einer 
halbwegs funktionstüchtigen eigenen Ge-
richtsbarkeit zwingend angewiesen waren.30 
Weitere Ursache mag eine gewisse konfessio-
nelle Indifferenz der Gießener Juristen gewesen 
sein, die dazu führte, dass selbst aus katho-
lischen oder reformierten Territorien Anfragen 
in das lutherische Hessen-Darmstadt gelangten. 
Schließlich dürften auch persönliche Verbin-
dungen Gießener Professoren und Studenten 
zu ihren Herkunftsgebieten, insbesondere nach 
Westfalen, eine wichtige Rolle gespielt haben. 
Festzuhalten bleibt  jedenfalls, dass die Gieße-
ner Juristenfakultät ein nicht unbedeutender 
Akteur im System der Aktenversendung des 
 Alten Reiches war.
IV.  Die inhaltliche Auswertung 
der Spruchakten
Besonderheiten ergeben sich aber nicht nur im 
Hinblick auf den Einzugsbereich und das 
Spruchaufkommen, sondern auch auf den In-
halt der von der Gießener Fakultät erstellten 
Urteile und Responsen. Kurz angesprochen 
werden sollen in diesem Zusammenhang drei 
Facetten der Sprucharbeit, nämlich die Ent-
scheidungen in Verfahren mit Beteiligten jü-
dischen Glaubens, in Strafsachen und schließ-
lich die Frage nach den Beziehungen der Fakul-
tät zum Reichskammergericht.
Eine besondere Benachteiligung oder Bevorzu-
gung jüdischer Prozessparteien oder Konsu-
lenten im Vergleich zu christlichen Verfahrens-
beteiligten ist anhand des Inhalts der unter-
suchten Spruchakten bis auf wenige Ausnah-
men nicht erkennbar. In einem Responsum 
vom 28. März 1707 artikulierten die Gießener 
Professoren vielmehr deutlich den Anspruch an 
ihre eigene Unparteilichkeit auch bei unter-
schiedlicher Religionszugehörigkeit der strei-
tenden Parteien. Hier findet sich auch die ein-
gangs zitierte Sentenz: „Dann (1.) nach denen 
natürlichen Rechten einem jeden, er seye Christ 
oder Jude, Heyd oder Türcke, gleiches Recht 
wiederfahren (sic!) soll“.31 Diesem Anspruch 
wurde die Fakultät meist auch gerecht. So 
 waren die Gießener Fakultisten bei der Bearbei-
tung der ihnen im Kontext der antisemitisch 
motivierten Hofjudenverfolgungen des begin-
nenden 18. Jahrhunderts zur Beurteilung über-
sandten Strafakten durchaus zu einer kritischen 
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Würdigung des Akteninhalts, also der von den 
Strafverfolgungsbehörden gegen die jüdischen 
Delinquenten erhobenen Vorwürfe, in der La-
ge. Dabei wurde im Einzelfall als Indiz für eine 
von den Gießener Juristen angenommene 
Falschbezichtigung des Angeklagten sogar aus-
drücklich den Umstand in Erwägung gezogen, 
dass es sich bei ihm um einen aufgrund seiner 
exponierten sozialen Stellung der besonderen 
Missgunst seiner Umgebung ausgesetzten Hof-
juden handelte.32 Mehrfach empfahl die Fakul-
tät daher eine Mäßigung der Strafverfolgung 
und sogar eine Freilassung des bereits inhaf-
tierten Delinquenten.
Auch in dem chronologisch letzten der unter-
suchten Fakultätssprüche mit jüdischer Beteili-
gung, einem Gutachten vom 1. Juli 1816, of-
fenbart sich erneut die gedankliche und argu-
mentative Unabhängigkeit der Gießener Juris-
tenfakultät. Auf die namens der Israelitischen 
Gemeinde zu Frankfurt am Main erfolgte Re-
quisition des Jacob Baruch, des Vaters Ludwig 
Börnes, hatte sie sich mit der Frage nach dem 
Fortbestand der der Frankfurter Judenschaft 
von dem inzwischen abgesetzten Fürstprimas 
Dalberg eingeräumten Bürgerrechte auseinan-
derzusetzen. Zur Begründung ihrer dem Konsu-
lenten günstigen Entscheidung stellten die Au-
toren des Spruchs primär darauf ab, dass die 
Stadt Frankfurt als Rechtsnachfolgerin der Re-
gierung Dalberg an von dieser geschlossene 
Verträge gebunden sei.33 In der Folge be-
schränkten sich die Autoren des Gutachtens 
aber nicht nur auf bloße Rechtsausführungen, 
sondern vertraten mit dem Argument, dass die 
Einräumung der Bürgerrechte ebenso wenig als 
Gewährung eines jederzeit widerruflichen Privi-
legs zu qualifizieren sei wie die Aufhebung der 
Abb. 5: Deckblatt eines Spruchkonzepts der Gießener Juristenfakultät um 1745. Das Urteil geht nach Hanau, bei dem 
Prozessgegner handelt es sich um einen Juden. Unten links sind die Bearbeitungsgebühren, die Portokosten und ver-
mutlich die Schreibgebühren angegeben. (Quelle: StA DA E 6 B 20/7, unpaginiert)
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Leibeigenschaft, auch einen klaren moralischen 
Standpunkt.34 Damit stellten sie sich nicht nur 
gegen anderslautende Voten der Juristenfakul-
täten zu Marburg, Würzburg und Berlin,35 das 
mehrfach veröffentlichte Responsum hatte 
auch eine heftige antisemitische Polemik zur 
Folge.36 Zumindest aus heutiger Perspektive 
scheint die Aussage gerechtfertigt, dass sich die 
Gießener Juristen bei der Beantwortung von 
Rechtsfragen, die Parteien oder Konsulenten jü-
dischen Glaubens betrafen, mit einer rationalen 
Argumentation positiv von einem häufig von 
antisemitischen Strömungen geprägten sozi-
alen und fachlichen Umfeld abhoben.
Aufschlüsse ergeben sich anhand der unter-
suchten Spruchkonzepte auch über die Bezie-
hungen zwischen der Spruchfakultät und dem 
1689 in die benachbarte Reichsstadt Wetzlar 
übergesiedelten Reichskammergericht. Bereits 
aufgrund ihrer geringen räumlichen Distanz 
bestand zwischen beiden Institutionen eine be-
sondere Affinität, begünstigt durch den Auf-
bau persönlicher und familiärer Beziehungen 
zwischen Fakultäts- und Gerichtsangehörigen 
sowie den Gerichtsprokuratoren und -advo-
katen. Eine Versendung laufender Verfahrens-
akten von dem als weltanschaulich und poli-
tisch neutrales Urteilergremium konzipierten 
Gericht an die politisch und konfessionell fest 
in ihrem Territorium verankerte Gießener Fakul-
tät war gleichwohl ausgeschlossen und ist an-
hand der untersuchten Spruchakten auch nicht 
nachzuweisen. Allerdings wurden in Gießen er-
stellte Urteile aus den Vorinstanzen und Gut-
achten nicht selten über die unmittelbar an den 
Gerichtsverfahren beteiligten Parteien in Reichs-
kammergerichts-Prozesse eingeführt und häu-
fig schon vor der förmlichen Eröffnung des Ver-
fahrens zu Informationszwecken an das Ge-
richt übersandt.37 Deutliche Bezüge zu bereits 
laufenden Verfahren finden sich jedenfalls in 
mehreren der untersuchten Spruchakten.
In mehreren weiteren Fällen wurden Gutachten 
von in Wetzlar lebenden Juristen angefordert, 
ohne dass hier zunächst ein unmittelbarer Be-
zug zu laufenden Reichskammergerichts-Ver-
fahren erkennbar wäre. Wenn die Konsulenten 
aber, wie z.B. D. Hert, Lt. Hert, Vergerius, J. 
Geibel und D. Meier, ausschließlich als Advo-
katen oder Prokuratoren bei dem Reichskam-
mergericht tätig waren, liegt die Vermutung 
nahe, dass die Gießener Sprüche in laufende 
höchstgerichtliche Verfahren eingeführt wer-
den sollten.38
Ähnliches gilt auch für Verfahren vor dem 
 anderen höchsten Gericht des Alten Reichs, 
dem Wiener Reichshofrat. Vor allem in der 
Hert‘schen Sammlung finden sich mehrere 
 Responsen der Fakultät, die zur Verwendung in 
laufenden Reichshofrats-Prozessen gedacht 
 waren. Gießener Urteile in Verfahren vor dem 
Reichshofrat im Sinne von zur Verkündung 
durch den Konsulenten vorgefertigten Endent-
scheidungen lassen sich dagegen ebenso wenig 
nachweisen wie in Reichskammergerichtspro-
zessen. Gleichwohl scheint die Gießener Fakul-
tät auch hier eine über ihren fachlichen Rang 
hinausreichende Bedeutung gehabt zu haben.
Bei den Fakultätssprüchen in Strafsachen 
schließlich lässt sich über den gesamten Unter-
suchungszeitraum hinweg eine deutliche Ten-
denz der Gießener ordinarii erkennen, bei der 
Anwendung der Strafgesetze über den bloßen 
Gesetzestext hinauszugehen, um eine Verhän-
gung harter Leibes- und Lebensstrafen zu ver-
meiden, die Strafe zumindest aber zu mäßigen. 
Diese Vorgehensweise entsprach auch der aus-
drücklichen Anweisung in den Universitätssta-
tuten, einen Angeklagten nach Möglichkeit 
eher freizusprechen als verurteilen. Die Anwei-
sung, Milde walten zu lassen, wurde in einer 
sehr speziellen Weise in einem Fall befolgt, in 
dem – unter Durchbrechung des in Gießen 
sonst strikt vertretenen Grundsatzes, dass Ent-
scheidungen der Spruchkollegien bindend 
seien – ein nur zum Schein gegen den Ange-
klagten erlassenes Todesurteil aus spezial-
präventiven Gründen verlesen werden sollte, 
dieser in Wirklichkeit aber begnadigt wurde.39 
Offensichtlich kritisch wurde die Anwendung 
der Folter in zwei dieselbe Hexerei-Sache be-
treffenden Responsen vom 30. Mai 1697 gese-
hen, weil die Beschuldigte nach Meinung der 
Gießener Juristen aufgrund ehelicher Miss-
handlung vermutlich depressiv war und sich 
deshalb selbst der Satansbuhlschaft und des 
Giftmordes bezichtigt hatte.40 Das gleichwohl 
unter der – von der Fakultät als unzulässig an-
099-111_Kischkel.indd   108 01.06.2015   16:48:56 Uhr
109
gesehenen – Folter abgelegte Geständnis wur-
de als unbrauchbar betrachtet, das bisherige 
Vorgehen des ersuchenden Gerichts mit gro-
ben Worten gerügt; es solle der Angeklagten 
endlich einen Verteidiger beiordnen und „sich 
annoch besser … erkundigen“.41 Aber selbst 
über den konkreten Einzelfall hinaus wurden 
von den Fakultisten bereits grundsätzliche 
Zweifel am Sinn der Tortur artikuliert.42 Dass 
 diese Tendenz zur Milde bereits der zeitgenös-
sischen Rechtspraxis bekannt war, zeigt sich 
daran, dass sich der Schweinfurter Rat, der Fol-
ter durchaus ablehnend gegenüberstehend, 
1731 in einem Kindsmord-Fall über einen 
Spruch der Universität Altdorf hinwegsetzte, 
demzufolge die Delinquentin der Folter zu un-
terwerfen war und stattdessen einfach eine 
weitere, erwartungsgemäß gnädigere Entschei-
dung aus Gießen anforderte.43 Bis auf wenige 
Ausnahmen dürfte die Gießener Spruchfakul-
tät damit dem von den Statuten an sie gestell-
ten Anspruch zur Mildewaltung gerecht ge-
worden zu sein.
V.  Fazit
Als Fazit dieses kurzen Überblicks lässt sich 
zwar konstatieren, dass sich die Spruchtätigkeit 
der Gießener Juristenfakultät nach ihren äußer-
lichen Kriterien bruchlos in das im Alten Reich 
Abb. 6: Öffentliche Sitzung des Reichskammergerichts in Wetzlar (Quelle: Georg Ludwig Maurer, Geschichte des alt-
germanischen und namentlich altbairischen öffentlich-mündlichen Gerichtsverfahrens, Heidelberg 1824, nach S. 362). 
Auch in den vor dem seit 1689 in Wetzlar ansässigen Reichskammergericht geführten Verhandlungen spielten von den 
Parteien in den Prozess eingeführte Sprüche der Gießener Juristenfakultät eine quantitativ bedeutende Rolle.
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herrschende System von Aktenversendung und 
universitärer Sprucharbeit einfügte. Als Gieße-
ner Spezifikum verdient jedoch neben dem be-
deutenden geographischen Einzugsbereich der 
Fakultät und den hohen Eingangszahlen die 
gedankliche Unabhängigkeit der an der Fakul-
tätsarbeit beteiligten Juristen besondere Er-
wähnung, die ihren Ausdruck vor allem in ihrer 
Unparteilichkeit in Verfahren mit Beteiligten 
 jüdischen Glaubens und in einer deutlichen 
Tendenz zur Strafmilderung bei der Bearbei-
tung von Strafsachen findet.
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175 in Reichskammergerichtsverfahren zur Prozessakte 
gelangte Gießener Sprüche (www.jura.uni-wuerzburg.
de/lehrstuehle/amend_traut/forschungsprojekt_daten-
bank_hoechstgerichtsbarkeit).
38 So u. a. in UA GI Jur F 7 A IV, 033, Responsum vom 
Februar 1712 für Adv. Cam. zu Wetzlar J. Geibbel (sic!); 
Responsum vom November 1728 für Lt. Hert in Wetzlar 
in Sachen der Gemeinde Cronsburg gegen Holzmüller 
wegen Unterhaltung eines Stegs (UA GI Jur F 7 A XVI, 
138); Responsum vom Mai 1764 ad requisit. H. Justiz-
Raths Hert in Wetzlar in Sachen Sempronius gegen Graf 
Ludovici (UA GI Jur F 7, Ordner „Universität Gießen Juris-
tische Fakultät Responsa 1763.“).
39 Hert I, 579 vom 3. August 1695 (S. 934).
40 Hert I, 392, 393. In einem weiteren Fall wird nicht die 
Folter angeordnet, sondern die Freilassung des Ange-
klagten auf Kaution (Responsum und Urteil vom 20. Juli 
1705 in Sachen des Fiscalischen Anwalds gegen Philipp 
Bohmann, Hert I, 443).
41 Hert I, 544.
42 Hert I, 523.
43 Enderlein, Friedrich Leonhard, Die Reichsstadt Schwein-
furt während des letzten Jahrhunderts ihrer Reichsun-
mittelbarkeit mit vergleichenden Blicken auf die Gegen-
wart. Bd. I, Bürgerthum und Verfassung aus städtischen 
Quellen dargelegt, Schweinfurt 1861, S. 31.
Abkürzungen im Endnotenverzeichnis: Sta DA = Staats-
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